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1.	 Zur	Auswahl
Gießener Juristen, die Geschichte schrieben 
oder doch daran mitschrieben, gibt es gewiß 
viele. Zur ersten Einschränkung der Auswahl ha-
be ich daher keine lebenden Personen aufge-
nommen. Damit scheidet der gegenwärtige hes-
sische Ministerpräsident Volker Boufﬁer ebenso 
aus wie der frühere Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier, die frühere Bundesjustizministerin 
Brigitte Zypries, die hier studiert und Examen ge-
macht haben die Richter des Bundesverfas-
sungsgerichts Gabriele Britz und Brun-Otto 
Bryde, sowie der frühere Präsident des Hes-
sischen Staatsgerichtshofs, Klaus Lange, die hier 
Professuren für Öffentliches Recht innehaben 
oder hatten.
Was die Bedeutung in der Geschichte angeht, so 
mag zwar für alle sechs Juristen aus vier Jahr-
hunderten, die ich im Folgenden vorstellen wer-
de, mehr oder weniger gelten, was Karl Gareis, 
selbst für eine Weile Professor an der Rechtsfa-
kultät der Ludoviciana am Ende des 19. Jahrhun-
derts, in seiner Biographie über Johann Michael 
Birnbaum ausgeführt hat: „Das Leben eines 
Mannes zu beschreiben, der keine entschei-
dende Rolle in dem großen Drama der Weltge-
schichte spielte, eines Mannes, von dessen Thä-
tigkeit auch nicht gesagt werden kann, daß sich 
an sie eine großartige Epoche, ein gewaltiger 
Fortschritt in irgend einer Wissenschaft, Kunst 
oder Technik knüpfte, kann als großes Wagnis 
oder mindestens als eine sehr gleichgiltige Un-
ternehmung erscheinen.“1 Aber alle sechs wa-
ren für die Geschichte Gießens, seiner Universi-
tät und Hessens durch ihre Tätigkeit in ihrer Zeit, 
aber auch darüber hinaus bedeutsam. Eine welt-
weite Ausstrahlung kommt wohl dem Zivilrecht-
ler und Rechtstheoretiker Rudolf von Jhering zu, 
der 15 Jahre von 1852 bis 1868 in Gießen lehr-
te.2 Aber sie liegt auf streng wissenschaftlichem 
Gebiet. Denn er leitete mit seinen Schriften zur 
juristischen Methode in der Tat eine neue Epo-
che der deutschen Rechtswissenschaft, einen 
Paradigmenwechsel ein, indem er anders als die 
zu seiner Zeit herrschende Lehre, die von den 
Rechtsbegriffen ausging, den Zweck des Rechts 
und der Gesetze zur Grundlage des Rechtsver-
* Überarbeiteter und um Anmerkungen ergänzter Text 
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ständnisses machte. Ich glaube, es ist nicht der 
Zweck dieser Reihe und entspricht nicht unbe-
dingt Ihrem Interesse, hier ein juristisches Semi-
nar zur Methodenlehre abzuhalten. Also fällt 
der wohl berühmteste Rechtswissenschaftler 
Gießens aus dem Raster.
Letzten Endes war für meine Auswahl das per-
sönliche Interesse an den ausgewählten sechs 
Männern und ihrem Wirken für die Gießener 
Universität einerseits und für Hessen und darü-
ber hinaus andererseits entscheidend. Ich werde 
Ihnen vorstellen Gottfried Antonius, Professor, 
Mitgründer, erster Rektor und erster Kanzler der 
Ludoviciana; Julius Höpfner, Professor hier und 
Geheimer Tribunalrat in Darmstadt; Johann Mi-
chael Franz Birnbaum, Professor, Rektor, Kanzler 
der hiesigen Universität und u.a. Mitglied der er-
sten Kammer der hessischen Landstände; Wolf-
gang Mittermaier, Professor an der hiesigen Uni-
versität; Erwin Stein, Anwalt, Abgeordneter der 
hessischen verfassunggebenden Versammlung 
und des 1. Landtages, hessischer Kultus- und Ju-
stizminister und Honorarprofessor; Helmut Rid-
der, Professor an der neu gegründeten Rechts- 
und Staatswissenschaftlichen Fakultät unserer 
Universität. Die einzige Frau, die hierzu einzurei-
hen gewesen wäre, die Professorin für Strafrecht 
und Kriminologie, Eva-Maria Brauneck, hat be-
reits Frau Felschow in ihrem Vortrag behandelt.3
2.		 Die	Personen
2.1	Gottfried	Antonius
Mit unserem ersten Gießener Jurist Gottfried 
Antonius geraten wir mitten in die religiösen/
konfessionellen Auseinandersetzungen des 
16./17. Jahrhunderts, die einen Strang zum 
Dreißigjährigen Krieg bildeten, für Jahrhunderte 
ein geschichtliches Trauma in Deutschland.4 
Hessen stand im Zentrum dieser Auseinander-
setzungen wie des Krieges. Die Entstehung der 
Universität in Gießen 1604 bis 1607 war eine 
der sehr wenigen guten Früchte dieser Ausei-
nandersetzungen. Antonius war maßgebend 
daran beteiligt. Die Gründung der Universität 
Gießen und ihre allgemeine Bedeutung ist zwar 
schon häuﬁg beschrieben worden, von Peter 
Moraw vor allem, auf den ich mich weithin stüt-
ze.5 Aber sie ist immer wieder spannend.
Lassen Sie mich kurz die Lage skizzieren. 1604 
verstarb kinderlos Landgraf Ludwig IV. von 
Marburg, fünftes Kind Philipps des Großmü-
tigen. Er hatte seine Landgrafschaft, das Ober-
fürstentum, zu der auch die Landesfestung 
Gießen gehörte, seinen beiden Neffen, den 
Landgrafen Moritz dem Gelehrten von Hessen-
Kassel und Ludwig V. von Hessen-Darmstadt 
vererbt, die Teilung allerdings der Übereinkunft 
zwischen den Erben überlassen. Marburg ﬁel 
schließlich an Moritz und Gießen an Ludwig. 
Mit Marburg erhielt Moritz auch die Universität 
in Marburg. Sie war 1527 von Philipp dem 
Großmütigen gegründet worden.
Diese Erbteilung stand von Anbeginn in den re-
ligiösen Auseinandersetzungen zwischen Lu-
theranern und Reformierten oder Calvinisten, 
die schon länger die Religionspolitik in Hessen, 
aber auch im Reich bestimmten. Auf der Syno-
de in Homberg an der Efze 1526 war das luthe-
rische Bekenntnis in der Landgrafschaft Hessen 
eingeführt worden. Der verstorbene Landgraf 
Ludwig IV. von Marburg war dem lutherischen 
Bekenntnis treu geblieben und hatte in seinem 
Testament festgelegt, dass dieses im Marbur-
ger Erbe bewahrt werden müsse. Sollte einer 
der Erben in seinem Erbteil einen Bekenntnis-
wechsel zu den Reformierten durchführen, 
sollte er seines Erbteils verlustig gehen, der an 
den lutherischen Erben fallen sollte. Gerade 
auch die Universität in Marburg, die weiterhin 
als Samtuniversität für ganz Hessen die Geist-
lichen und auch Staatsdiener ausbilden sollte, 
sollte lutherisch bleiben. Der Landgraf von Hes-
sen-Kassel, Moritz der Gelehrte, führte 1604 
das calvinistische Bekenntnis in seiner Land-
grafschaft ein, obwohl dieses nach dem Augs-
burger Religionsfrieden zwischen Katholiken 
und Lutheranern von 1555 eigentlich eine 
nicht zugelassene Sekte war.6 Entgegen den 
Bestimmungen des Testamentes setzte er 
dieses auch in dem ihm zugefallenen Teil des 
Marburger Erbes und in der Universität Mar-
burg durch. Das nun rief nicht nur den streng 
lutherisch gesonnenen Darmstädter Land-
grafen Ludwig V. auf den Plan, der seine An-
sprüche auf den an Kassel gefallenen Marbur-
ger Erbteil vor dem Reichshofrat in Wien gel-
tend machte, sondern auch die Marburger Pro-
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fessoren, die am lutherischen Bekenntnis fest-
halten wollten. Da sie aber in Marburg selbst 
keinen Erfolg hatten, wanderten sie unter Füh-
rung der Theologen Balthasar Mentzer und Jo-
hannes Winkelmann nach Gießen auf dem 
Darmstädter Territorium aus. Das kam den Plä-
nen Ludwigs für eine eigene lutherische Hoch-
schule entgegen, nachdem klar wurde, dass er 
Marburg nicht erhalten werde. Nach einigem 
Zögern folgte 1605 Gottfried Antonius, ob-
wohl Moritz ihm persönlich Gewissensfreiheit 
für sein lutherisches Bekenntnis zugesagt hat-
te. Aber das war ihm wohl nicht genug, da es 
kein öffentliches Bekenntnis u.a. in einem öf-
fentlichen lutherischen Gottesdienst ermögli-
chte. Er gründete die juristische Fakultät der 
neuen Universität, die 1607 die kaiserlichen Pri-
vilegien erhielt.
Antonius wurde 1571 in Freudenberg im Sie-
gerland geboren, hatte sich 1594 in Marburg 
immatrikuliert und stieg dort nach der Promo-
tion 1596 zum Doctor iuris zum Professor für 
Pandekten, also Römisches Recht, auf. In Gie-
ßen wurde er Professor für Institutionen und 
Lehnsrecht und Primarius der Fakultät. Da in 
Marburg sein früherer Lehrer Hermann Vultejus 
auf dieser Position saß, mag das auch ein Mo-
tiv für seinen Wechsel gewesen sein. Antonius 
hatte ein weitverbreitetes Ansehen und trug 
dadurch wesentlich zu den Anfangserfolgen 
der jungen Universität bei; denn er lockte Stu-
denten aus dem gesamten Reich und darüber 
hinaus an. Als das Gymnasium Illustre im Jahre 
1607 die kaiserlichen Privilegien als Universität 
erhielt, wurde er deren erster Rektor und dann 
bis zu seinem Lebensende 1618 deren erster 
Kanzler. Diese Ernennung zeigt seine Nähe 
zum Landgrafen, denn als solcher hatte er er-
hebliche Aufgaben zwischen Universität und 
Landesherrn zu erfüllen, die anderswo von 
einem Landesbeamten von außen wahrge-
nommen wurden. Er steht immer wieder für 
die Universität gegenüber Ludwig V. ein, der 
sich die Universität unmittelbar zugeordnet 
hat. Das war in der Anfangsphase gewiss von 
erheblicher Bedeutung. Leider haben wir keine 
durch Akten gesicherten Zeugnisse für die Ein-
zelheiten seiner Tätigkeiten. Antonius war 
auch als Rechtsberater des Darmstädter Land-
grafen in dem genannten Erbstreit mit dem 
Kasseler Landgrafen um das Marburger Erbe 
und mehrfach als Gesandter seines Landes-
herrn an anderen Höfen tätig. Dieser betraute 
ihn in vielen, auch politischen Bereichen als ei-
nen ihm persönlich nahestehenden Mann mit 
heiklen Aufträgen.
Als Gelehrter war Antonius einer der führen-
den Spezialisten des Lehnsrechtes, das die Be-
ziehungen zwischen den verschiedenen Ebe-
nen innerhalb des Reiches, aber auch die Be-
sitzverhältnisse und -rechte in den Territorien 
bestimmte. So regelte es auch die „eigentums-
rechtlichen“ Beziehungen zwischen Privaten 
im Hinblick auf die Rechte an den Ländereien 
etc. Antonius ist darüber hinaus insbesondere 
dadurch hervorgetreten, dass er in dem Streit 
um die Verfassung des Reiches die Position des 
Kaisers gegenüber den Territorialfürsten zu 
stärken suchte. Der Kaiser sei, so seine These, 
souverän im Sinne der Souveränitätslehre Jean 
Bodins, er habe das erste wie das letzte ent-
Abb. 2: Gottfried Antonius (1571–1618)
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scheidende Wort. Den Habsburger Kaisern der 
Zeit kam seine These sehr entgegen. Er lieferte 
sich dazu eine heftige Auseinandersetzung mit 
dem bereits erwähnten Hermann Vultejus in 
Marburg.7 Der Dreißigjährige Krieg entschied 
jedoch gegen die Souveränität des Kaisers im 
Reich und damit auch gegen die Auffassung 
des Antonius.
1625 schien das Werk des Antonius wieder zu 
verschwinden, denn in diesem Jahr wurde die 
Gießener Universität wieder mit der Marburger 
Universität vereinigt. Der Landgraf von Hessen-
Darmstadt hatte den Rechtsstreit um das Mar-
burger Erbe gegen seinen Kasseler Vetter vor 
dem Reichshofrat in Wien gewonnen. So er-
hielt er das gesamte Marburger Erbe mit der 
Universität zugesprochen und der Spruch wur-
de auch durch Reichsexekution durchgesetzt. 
Schon bei der Gründung der Universität Gie-
ßen hatte er zusagen müssen, dass die beiden 
Universitäten wieder vereinigt würden, wenn 
Marburg an ihn falle. Dieser Fall war nun, sie-
ben Jahre nach Antonius’ Tod eingetreten. 
Aber auch hier entschied nicht das Recht, son-
dern der Krieg im sog. Hessen-Krieg von 1645–
1648. Der Darmstädter Landgraf war auf der 
falschen Seite, der kaiserlichen, die Kasseler 
Landgräﬁn auf der richtigen, der schwedischen. 
So wurde im Westfälischen Frieden 1648 Mar-
burg samt Universität wieder Kassel zugespro-
chen, und die Universitäten wurden wieder ge-
trennt und die Ludoviciana war ab 1650 wieder 
lebendig. So setzte sich das Erbe Gottfried An-
tonius dann doch durch und wir bauen heute 
auf seinem Werk auf. Die Universität blühte da-
nach auf, hatte bedeutende Gelehrte in vielen 
Fächern.
2.2		Ludwig	Julius	Friedrich	Höpfner
Zu ihnen gehörten am Ende des 18. Jahrhun-
derts die beiden Juristen Johannes Ernst Höpf-
ner und sein Sohn Ludwig Julius Friedrich Höpf-
ner.8 Dieser wurde also als einziger aus meiner 
Auswahl in Gießen geboren, am 2. November 
1743. Er starb in Darmstadt am 2. April 1797.9 
Der jüngere Höpfner bezog nach häuslicher 
Ausbildung durch seine Mutter (sein Vater war 
früh gestorben) und dem Besuch des Pädago-
giums die Universität im Alter von 13 Jahren, 
um Rechtswissenschaft zu studieren. Nach er-
sten Tätigkeiten in Kassel, u.a. ab 1767 als Pro-
fessor am Carolinum, wurde er wohl 1771 an 
der hiesigen Rechtsfakultät promoviert und er-
hielt, wie schon sein Vater, eine ordentliche 
Professur für Naturrecht, Institutionen und 
Rechtsaltertümer an unserer Universität. Das 
entsprach der damaligen „Familienuniversi-
tät“. 1781 wurde er zum Oberappellationsge-
richtsrat und später zum Geheimen Tribunalrat 
in Darmstadt berufen. Jedoch hatte er kein 
Richteramt inne. Vielmehr sollte er die Kodiﬁ-
kation des Landrechts in Hessen-Darmstadt vo-
rantreiben und die Landesgesetzgebung ver-
einheitlichen.
Höpfner gehörte, wie der Rechtshistoriker Diet-
helm Klippel in seiner Gießener Dissertation 
dargelegt hat, in der Naturrechtslehre des aus-
gehenden 18. Jahrhunderts zu der Schule, die 
liberale politische Theorien vor allem aus Eng-
land im Anschluss u. a. an John Locke und aus 
Frankreich im Anschluss u.a. an Charles de 
Abb. 3: Ludwig Julius Friedrich Höpfner (1743–1797)
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Montesquieu aufnahm und damit den Weg 
von der staatsorientierten älteren deutschen 
Naturrechtslehre zu einer stärker am Bürger 
und seinen Freiheitsrechten orientierten Rechts-
lehre beschritt.10 Höpfner galt über Gießen hi-
naus als ein interessanter Vertreter seines 
Fachs, auch als guter Lehrer. So erhielt er be-
reits zu Beginn seiner Gießener Zeit am 18. Au-
gust 1772 den Besuch eines auswärtiger Stu-
denten der Jurisprudenz auf Anregung zweier 
Freunde, Johann Heinrich Merck und Johann 
Georg Schlosser, die auch Höpfner kannten 
und sich mit ihm für den Tag verabredet hatten, 
in dessen Privatwohnung an der „Neuen Bäue“ 
Nr. 1. Das Haus steht zwar nicht mehr, aber an 
dem Nachkriegsneubau beﬁndet sich eine Ge-
denktafel. Der Besucher schilderte später den 
Verlauf des Besuches und des anschließenden 
Mittagessens im Gasthaus zum Löwen, zu dem 
auch die Freunde stießen, sehr eingehend. Die 
Gespräche zwischen dem Studiosus beim auch 
noch jungen Professor und beim gemeinsamen 
Essen mit den anderen Teilnehmern und dem 
Professor waren offenbar recht angeregt. Sie 
betrafen sowohl juristische als auch literarische 
Gegenstände, in denen sich Höpfner durchaus 
auskannte. Der junge Mann brachte dabei leb-
haft eigene Thesen zum Stand der Literatur vor 
und vertrat sie mit Nachdruck. Nach dem Essen 
bekundete der Studiosus dem Professor seine 
große Sympathie und gab sich zu erkennen. Es 
handelte sich um einen Praktikanten des 
Reichskammergerichts in Wetzlar, einen gewis-
sen Johann Wolfgang Goethe, dessen Vater 
zwar 1739 in Gießen zum Doctor iuris promo-
viert worden war, aber auf die Geschichte über 
die Zeugung des Sohnes hinaus keinen bemer-
kenswerten Einﬂuss ausübte. Der Sohn kam so 
intensiv ins Gespräch mit Höpfner, dass er die-
sen, wie er sich ausdrückte, „lieb“ gewann und 
in ihm „der Wunsch entstand, in Gießen bei 
ihm zu verweilen, um mich an ihm zu unter-
richten, ohne mich doch von meinen Wetzlarer 
Neigungen allzu weit zu entfernen. Gegen die-
sen Wunsch arbeiteten die beiden Freunde 
(Merck und Schlosser) zunächst unwissend, so-
dann wissentlich … beide hatten ein Interesse, 
mich aus dieser Gegend wegzubringen“.11 Der 
Grund lag wohl in dem unglücklichen Liebes-
verhältnis Goethes zu Charlotte Buff. So konn-
te ich also weder Vater noch Sohn Goethe, ob-
wohl dieser nicht nur literarische Weltgeschich-
te schrieb, in unsere Liste der Gießener Juristen, 
die Geschichte schrieben, aufnehmen. Die 
Freundschaft zwischen Goethe-Sohn und 
Höpfner dauerte fort. Jedoch lehnte dieser 
zweimal Rufe Goethes nach Jena ab.
Die Kodiﬁkation des geltenden Rechts, für die 
Höpfner nach Darmstadt geholt wurde, d.h. 
die Zusammenfassung und gleichzeitige Ver-
besserung des geltenden, aber in vielen Einzel-
vorschriften, Herkommen, lokalen oder regio-
nalen Rechten zersplitterten Rechts, war ein 
zentrales Anliegen der aufgeklärten Herrscher 
in vielen deutschen Staaten der Zeit.12 Wie die 
Gießener Rechtshistorikerin Barbara Dölemeyer 
darlegt, hatte der spätere leitende Minister des 
Landgrafen Ludwig IX., Friedrich Carl Moser, 
bereits in seinem Reformprogramm für Hessen-
Darmstadt von 1762 u.a. die Schaffung eines 
„Codex Lodovicianus“, d.h. ein „Landrecht 
in Justiz und Prozeßsachen“ vorgeschlagen.13
Der Landgraf selbst erklärte, schreibt sie: „Da-
mit aber auch alle Gelegenheit unter der Larve 
des Gesezes zu chicaniren, so viel wie möglich 
benommen werden möge, so soll demnächst 
Abb. 4: Johann Wolfgang von Goethe (Wetzlar, 1772)
077-094_Steiger.indd   81 25.04.13   13:00
82
ein Neues LandRecht, worinnen alle bisher 
emanirte Verordnungen enthalten und die 
causae arduae, und dubiae zu entscheiden 
sind, auf eine leichte begreiﬂiche und NB je-
dem gemeinen Mann in den gewöhnlichen Fäl-
len verständige Art verfasset, und dem Druck 
übergeben werden.“ Auch die Landstände for-
derten 1776 ein solches gemeinsames Land-
recht. Zunächst wurde eine Kommission einge-
setzt. Deren Plan erschien Friedrich Karl von 
Moser jedoch als zu „colossal“. So wurde 
Höpfner von Gießen nach Darmstadt geholt, 
um „… das in Unseren Fürstl. Landen übliche 
Privatrecht auszuarbeiten, und solches in ein 
ordentliches System zu bringen.“ Vorbild sollte 
das von Friedrich dem Großen geschaffene 
preußische Allgemeine Landrecht sein. Höpf-
ner stellte wohl das Material zusammen, aber 
zu einem Entwurf geschweige denn zu einem 
Gesetz kam es für Hessen-Darmstadt nicht. Je-
doch wird in dem Auftrag an Höpfner deutlich, 
dass auch die damals recht kleine Landgraf-
schaft Hessen-Darmstadt bemüht war, sich den 
modernen, durch die Aufklärung ausgelösten 
Bestrebungen nach Reformen des Staates und 
des Rechts und damit der Gesellschaft zu öff-
nen.
2.3	 Johann	Michael	Franz	Birnbaum
Als Höpfner 1797 starb, stand die alteuropä-
ische Welt vor dem Zusammenbruch. Die fol-
genden Entwicklungen veränderten auch die 
Landgrafschaft Hessen-Darmstadt und mit ihr 
ihre Landesuniversität, die Ludoviciana, von 
Grund auf. Aus der Landgrafschaft wurde das 
um erhebliche Gebiete vor allem um das weit-
hin katholische Rheinhessen erweiterte Groß-
herzogtum. Aus der lutherisch ausgerichteten 
Landesuniversität in Gießen wurde eine mo-
derne, neuen Wissenschaften offene, konfes-
sionsungebundene Hochschule. Viele ihrer 
Mitglieder auch der juristischen Fakultät waren 
in die neuen politischen und staatsrechtlichen 
Entwicklungen der nachnapoleonischen Zeit 
nach 1814 eingebunden und wirkten auf diese 
ein. Ich hatte eine breite Auswahl: Karl Ludwig 
Grolmann, geb. 1775 in Gießen, Professor der 
Rechte ab 1798, ab 1819 Innenminister und 
Ministerpräsident bis zu seinem Tod 1829, Va-
ter der hessisch-darmstädtischen Verfassung 
von 1820, der vor allem die Zusammenfügung 
des aus vielen unterschiedlichen Territorien be-
stehenden Großherzogtums zu verantworten 
hatte;14 Heinrich Karl Jaup, geb. 1781 in Gie-
ßen, von 1804 bis 1815 zunächst Privatdozent 
und später Professor der Rechte in Gießen, in 
den dreißiger Jahren Mitglied der Darmstädter 
Gesetzgebungskommission, Mitglied des 
Frankfurter Vorparlamentes und der National-
versammlung, ebenfalls Innenminister und Mi-
nisterpräsident 1848 bis 1850;15 Justin Timo-
theus Balthasar Linde, geb. 1797 in Brilon, Ha-
bilitation in Bonn, 1823 Ruf nach Gießen als 
Professor für Zivilprozessrecht etc., Kanzler, 
später gleichzeitig Ministerialbeamter in Darm-
stadt ab den zwanziger Jahren, vor allem Initi-
ator der katholisch-theologischen Fakultät in 
Gießen.16 Ich habe mich für einen Vierten, Jo-
hann Michael Franz Birnbaum, entschieden. Er 
ist gewissermaßen der weltläuﬁgste unter die-
Abb. 5: Johann Michael Franz Birnbaum (1792–1877)
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späten vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts 
wahr.
Führende Männer der bürgerlichen Revolution, 
die sich ab dem März 1848 in ganz Deutsch-
land Bahn brach, kamen aus Hessen-Darm-
stadt, u. a. Heinrich von Gagern, der im März 
1848 zunächst Ministerpräsident in Darmstadt 
und später Präsident der Nationalversammlung 
in Frankfurt wurde. Der ab März 1848 zunächst 
als Mitregent und dann als Großherzog die 
Herrschaft antretende Großherzog Ludwig III. 
war zu liberalen Reformen bereit und bereits 
am 6. März wurden durch landesherrliches 
Edikt zentrale Grundfreiheiten eingeführt bzw. 
verheißen.18 Einheitlich war die Forderung nach 
einem deutschen Nationalstaat, die Wege da-
hin aber waren zwischen den verschiedenen 
Strömungen der Revolutionäre, den Regie-
rungen der Mitgliedstaaten des Deutschen 
Bundes und dem Bundestag als deren Gesamt-
organ umstritten. Verschiedene politische Initi-
ativen liefen parallel.19 Vom 31. März bis zum 
3. April 1848 tagte, einberufen von den „Revo-
lutionären“ in Frankfurt, das so genannte Vor-
parlament.20 Es bestand aus 574 Personen zur 
Vorbereitung der Frankfurter Nationalver-
sammlung. Die Mitglieder waren nicht gewählt 
oder von den Staaten entsandt, sondern waren 
Mitglieder der Landtage etc. der deutschen 
Staaten, die die „Revolutionäre“ eingeladen 
hatten. Das Großherzogtum Hessen-Darmstadt 
war mit 84 Personen besonders stark vertreten, 
unter ihnen Birnbaum. Das Vorparlament war 
grob gesprochen politisch in Liberale, Demo-
kraten und Radikale gegliedert, die verschie-
dene Konzeptionen zur Umgestaltung Deutsch-
lands und der deutschen Staaten hatten. Sie 
reichten hinsichtlich der Staatsform von der 
konstitutionellen föderalen Monarchie bis hin 
zu einer demokratischen parlamentarischen 
unitarischen deutschen Republik. Birnbaum 
gehörte zum liberalen, aber auch föderalen La-
ger. Keine Konzeption konnte sich im Vorparla-
ment deﬁnitiv durchsetzen. So beschränkte es 
sich letztlich auf die Entscheidungen über das 
Wahlrecht und andere Fragen der Wahlen zur 
Nationalversammlung, die bereits vom Bundes-
tag, d.h. der Vertretung der deutschen Einzel-
staaten, beschlossen worden waren und in den 
sen sehr bedeutenden und einﬂussreichen 
Gießener Professoren. Grolmann und Jaup 
entsprachen wie auch Höpfner noch dem Ty-
pus der alten Familienuniversität. Schon ihre 
Väter waren Rechtsprofessoren in Gießen ge-
wesen. Zwar war auch bereits Linde, wie Birn-
baum Katholik, von auswärts berufen worden. 
Aber Birnbaum war zudem zunächst fast zwei 
Jahrzehnte im Ausland in Belgien und den Nie-
derlanden tätig gewesen. Das prägte ihn auch 
in seiner rechtswissenschaftlichen wie poli-
tischen Tätigkeit.
Geboren 1792 in Bamberg, mußte Birnbaum 
sich, wie Karl Gareis in seinem kleinen Lebens-
bild schreibt, höhere Schulausbildung und 
Studium der Rechtswissenschaften ab dem 
15. Lebensjahr zu einem großen Teil durch Un-
terricht verdienen, bis er ein Stipendium er-
hielt.17 Nach Abschluss des Studiums mit der 
Promotion zum Doktor beider Rechte, des all-
gemeinen wie des kirchlichen Rechts in Würz-
burg 1815, widmete er sich allerdings zu-
nächst der Literatur als Dramatiker und He-
rausgeber der Zeitschrift „Deutsche Dichter-
kränze“. Aber anders als Goethe reüssierte er 
darin nicht. Er wurde zunächst Hofmeister, er-
hielt aber 1817 einen Ruf an die Universität 
Löwen (Leuven), wo er bis zur – vorüberge-
henden – Schließung der juristischen Fakultät 
1830 im Zuge der Loslösung Belgiens von den 
Niederlanden als Rechtsprofessor tätig war. 
Die weiteren Stationen danach waren Profes-
suren der Rechte in Bonn, Freiburg und Ut-
recht. Nach Gießen wurde er 1840 berufen. 
1844/45 war er Rektor und ab 1847 bis zu sei-
nem Ausscheiden 1875 Kanzler als Nachfol-
ger von Justin von Linde. 1847/49 und 1851 
bis 1875 war er kraft seines Amtes als Univer-
sitätskanzler Mitglied der 1. Kammer des hes-
sisch-darmstädtischen Landtages. 1848 wur-
de er Mitglied des Frankfurter Vorparla-
mentes, das die Frankfurter Nationalversamm-
lung vorbereitete. 1850 ernannte der Groß-
herzog ihn zum Mitglied des Staatenhauses 
des Erfurter Parlamentes, das der Nationalver-
sammlung nachfolgte. Birnbaum nahm also 
neben seinen wissenschaftlichen und universi-
tären Tätigkeiten auch wichtige politische 
Ämter in der zentralen Umbruchszeit der 
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den Landständen entsandt. Birnbaum gehörte 
zu den von der Darmstädter Regierung ent-
sandten Mitgliedern des Staatenhauses. Er 
wirkte u.a. als Berichterstatter für ein zukünf-
tiges Reichsgericht, das auch in der Frankfurter 
Verfassung enthalten war. Aber wieder verwei-
gerte Friedrich-Wilhelm IV. die Annahme der 
am 29. April beschlossenen Verfassung. Birn-
baums politische Tätigkeit auf nationaler Ebene 
war beendet. Zwar hatte er an der deutschen 
Geschichte mitzuschreiben versucht, aber ohne 
Erfolg.
Erfolgreicher war Birnbaum als Mitglied der 
1. Kammer des Großherzogtums bei deren Be-
ratungen zur Gesetzgebung beteiligt. In der 
Sitzung vom 29. Mai 1848 setzte er sich nach-
drücklich für das Gesetz zur Religionsfreiheit 
und die Gleichstellung der Juden und in der Sit-
zung vom 5. Juli für die Zivilehe ein.24 In beiden 
Fällen berief er sich u.a. auf seine Erfahrungen 
in Belgien und Holland, wo beides schon lange 
gelte und keinen Nachteil hervorgebracht ha-
be, im Gegenteil. Einﬂuss nahm er, als Straf-
rechtler dazu prädestiniert, auf die Strafgesetz-
gebung in den späten vierziger Jahren, in der es 
u.a. darum ging, eine Rechtseinheit zwischen 
den älteren Gebietsteilen, den Provinzen 
Starkenburg und Oberhessen, und dem nach 
1814 erworbenen Rheinhessen herzustellen, in 
dem aus der Zugehörigkeit zu Frankreich nach 
1797 bis 1814 noch napoleonisches Recht galt. 
Auch hier brachte er stets seine Kenntnisse 
ausländischer Verhältnisse und ausländischen 
Rechts ein. Nachdrücklich setzte er sich als Ver-
treter der Landesuniversität Gießen immer wie-
der für deren hinreichende ﬁnanzielle Ausstat-
tung in den Haushaltsberatungen ein, die of-
fenbar auch damals im Argen lag.
Birnbaum blieb bis zu seinem 83. Lebensjahr 
1875 in seinen Ämtern. Er starb 1877 in Gie-
ßen. Zwei Nachfahren wurden ebenfalls poli-
tisch tätig. Sein ältester Sohn Karl studierte hier 
Landwirtschaft, wurde später Professor in Leip-
zig und war von 1871 bis 1873 Mitglied des er-
sten Reichstages des gerade gegründeten 
Deutschen Reiches für die Nationalliberale Par-
tei. Die Enkelin Karoline Friederike Maria There-
sia Birnbaum, Tochter des zweiten Sohnes, des 
Gießener Medizinprofessors Karl Friedrich 
Staaten vorbereitet wurden. Die Nationalver-
sammlung war also nicht durch irgendwelche 
Vorgaben festgelegt.
Am 28. März 1849 beschloss die Nationalver-
sammlung die Verfassung für ein gesamt-
deutsches Reich, in das der Deutsche Bund um-
gewandelt werden sollte.21 An der Spitze sollte 
ein Kaiser stehen. Sein Amt sollte in der Dyna-
stie erblich sein, die die Nationalversammlung 
durch Wahl des ersten Kaisers bestimmte. Die 
Gesetzgebung sollte gemeinsam beim Kaiser 
und dem Reichstag liegen, der aus einem volks-
gewählten Volkshaus und einem Staatenhaus 
aus Vertretern der Gliedstaaten, zu denen auch 
noch Österreich gehörte, gebildet wurde. Die 
Mitglieder des Staatenhauses sollten je zur 
Hälfte aus den Volksvertretungen und den Re-
gierungen der Gliedstaaten kommen. Die 
Reichsminister wurden vom Kaiser berufen, 
aber es bestand das Recht der Ministeranklage. 
Zudem entwickelte sich in der Praxis die Ab-
hängigkeit der Regierung vom Vertrauen der 
Nationalversammlung.22 Außerdem enthielt die 
Verfassung einen umfassenden Grundrechts-
katalog. 28 Regierungen, unter ihnen die von 
Hessen-Darmstadt, nahmen die Reichsverfas-
sung in einer Kollektiverklärung an. Aber der 
preußische König Friedrich-Wilhelm IV., den die 
Nationalversammlung zum Kaiser gewählt hat-
te, lehnte diese Wahl wie die Reichsverfassung 
insgesamt trotz des positiven Votums der bei-
den Kammern des preußischen Landtages ab. 
Damit war der Versuch, die nationale Einheit 
Deutschlands auf diesem demokratisch-parla-
mentarischen Wege herzustellen, gescheitert.
Der preußische König ergriff noch im Mai 1849 
die Initiative zur Gründung eines deutschen 
Bundesstaates nunmehr über die Monarchen 
und Regierungen der deutschen Staaten und 
ohne Österreich. Hessen-Darmstadt schloss 
sich dieser beschränkten sog. Erfurter Union 
an, die auch ein Parlament erhielt, das am 20. 
März 1850 in Erfurt zusammentrat.23 Es be-
stand aus einem Staatenhaus und einem ge-
wählten Volkshaus, wie es die Frankfurter 
Reichsverfassung vorgesehen hatte. Die Mit-
glieder des Staatenhauses wurden ebenfalls 
nach der Regelung der Reichsverfassung zur 
Hälfte von den Regierungen, zur Hälfte von 
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übernahm es Mittermaier, die strafrechtliche 
Dissertation zum Erwerb des juristischen Dok-
torgrades des jüdischen Studenten Alfred Guts-
muth zu betreuen. Dieser wurde am 16. Mai 
1912 in Wieseck geboren und studierte Rechts-
wissenschaft in Gießen. Als Jude durfte er sein 
Studium ab dem Sommersemester 1933 an der 
Universität nicht mehr fortsetzen und wurde 
nicht zum Juristischen Staatsexamen zugelas-
sen. So blieb nur die Promotion als formeller 
Abschluss des Studiums. Die Fakultät war be-
reit, diese zu vollziehen, da Mittermaier das 
Gutachten schrieb. Offenbar war auch das Mi-
nisterium einverstanden. So wurde Gutsmuth 
im Dezember 1933 nach den entsprechenden 
schriftlichen Arbeiten und der mündlichen Prü-
fung promoviert.
Mittermaier zog nach der Emeritierung nach 
Heidelberg, 1934 verweigerte ihm die Fakultät 
die Erlaubnis, an einem Kongress in Budapest 
teilzunehmen, da er wegen seiner politischen 
Überzeugungen nicht dazu geeignet sei, das 
„neue Deutschland“ dort gegen mögliche An-
griffe von jüdischer Seite und von Emigranten 
Joseph Birnbaum, hat Frau Klein in ihrem Vor-
trag vorgestellt. Sie wurde Lehrerin und war 
von 1921 bis 1931 drei Wahlperioden lang 
Landtagsabgeordnete der DVP-Fraktion. Als ei-
ne von nur zwölf Frauen im Landtag setzte sie 
sich für Frauenrechte und das Schulwesens ein.
2.4		Wolfgang	Mittermaier
Das 20. Jahrhundert war durch drei Umbrüche 
gekennzeichnet, die auch die Universität und 
ihre Juristen erfassten: Der Zusammenbruch 
des Kaiserreiches und die Gründung der Wei-
marer Republik 1918/19, deren Zusammen-
bruch und die Entstehung des Dritten Reiches 
1933 und dessen Zusammenbruch 1945.
Zu Beginn des Dritten Reiches stand Wolfgang 
Mittermaier im Kreuzfeuer.25 Er war 1903 von 
Bern als Professor für Strafrecht und Strafpro-
zessrecht nach Gießen berufen worden. Er war 
1862 in Heidelberg geboren und starb dort 
über 90-jährig im Jahre 1954. Sein Schüler Karl 
Engisch nennt ihn „liberal und demokratisch 
gesonnen“.26 Es war diese Gesinnung, die 
1933 zu seiner Emeritierung führte. Das Staats-
ministerium in Darmstadt wollte ihn wohl nicht 
nach dem „Gesetz zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums“ entlassen, das für viele 
Beamte, die dem Nationalsozialismus ableh-
nend gegenüberstanden, das Ende ihrer Be-
rufstätigkeit bedeutete. Aber es richtete im Mai 
ein Schreiben an die Universität, in dem sie die-
se aufforderte, Mittermaier zu veranlassen, um 
seine Emeritierung nachzusuchen. Auf das ent-
sprechende Gesuch wurde er zum 1. Oktober 
1933, dem Beginn des Wintersemesters, eme-
ritiert. Das Sommersemester 1933 war für Mit-
termaier von zwei Entwicklungen geprägt. Na-
tionalsozialistische Studenten warfen ihm 
mehrfach vor, er habe Jurastudenten der Fakul-
tät wegen ihrer nationalen Gesinnung in der 
Abschlussprüfung durchfallen oder gar nicht 
erst zur Prüfung kommen lassen. Obwohl der 
OLG-Präsident als Präsident des Prüfungsamtes 
in eingehenden Untersuchungen der angeb-
lichen Fälle nachwies, dass diese Anschuldi-
gungen nicht den Tatsachen entsprachen, wur-
den die Beschuldigungen z.T. auch von außen 
immer wieder erneuert. Zum anderen aber 
Abb. 6: Wolfgang Mittermaier
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sozialen Grundlagen in 
den Grundfesten erschüt-
tert, unsicher und umstrit-
ten. Die Menschen waren 
nicht nur in ihrer schieren 
materiellen Existenz, son-
dern in ihren Hoffnungen 
und Erwartungen auf dem 
Nullpunkt. Woran sollte 
man sich halten? Die Nie-
derlage führte politisch 
zunächst zu einer Neuord-
nung Deutschlands in Be-
satzungszonen und neue 
Länder. Aus den östlich 
des Rheins gelegenen Tei-
len Hessen-Darmstadts 
und Teilen preußisch-hes-
sischer Provinzen ent-
stand bereits 1945 unter 
amerikanischer Ägide Groß-Hessen, später 
Hessen. Dieses neue Land hatte nunmehr drei 
Universitäten in Marburg, Gießen und Frank-
furt und eine Technische Hochschule in Darm-
stadt. Nur die Marburger Universität war eini-
germaßen funktionsfähig. Alle anderen, vor 
allem aber die Ludoviciana, waren weitgehend 
zerstört. Was sollte werden in Hessen wie in 
Gießen? Eng mit der Geschichte dieser Zeit ist 
als fünfter Gießener Jurist verbunden: Erwin 
Stein.30
Dieser wurde 1907 in Grünberg geboren, stu-
dierte Rechtswissenschaft u.a. in Gießen, wo 
er 1927 zum Doktor Iuris promoviert wurde. 
Nach beiden Staatsexamina war er zunächst 
Aushilfsrichter am Landgericht in Gießen. Aber 
Stein hatte sich als Strafrichter geweigert, po-
litisch opportune Strafurteile gegen Täter zu 
fällen, die der NSDAP angehörten. Zudem hat-
te er 1931 Hedwig Herz, eine Jüdin, geheira-
tet. So wurde er 1933 weder in den Justiz-
dienst noch in den öffentlichen Dienst endgül-
tig übernommen. Er wich wie viele andere in 
den Anwaltsberuf aus. Seine Frau und er blie-
ben jedoch weiteren ständigen Angriffe aus-
gesetzt. 1943 sollte Hedwig Stein „abgeholt“ 
werden. Da Auswanderungspläne sich nicht 
mehr realisieren ließen, brachte sie sich, wie so 
viele bedrohte Juden, am 23. März um.
zu verteidigen. Trotzdem blieb er der Fakultät 
als Emeritus verbunden. Gutsmuth konnte in 
die Niederlande auswandern. Er erlernte dort 
das Tischlerhandwerk und zog dann weiter 
nach Palästina. Er nahm den Namen Abraham 
Bar Menachem an. In den sechziger Jahren 
nahm er den Kontakt mit Deutschland und sei-
ner alten Universität wieder auf und wirkt seit-
dem, inzwischen hundertjährig, für das 
deutsch-jüdisch/israelische Verständnis.
Über die Juristische Fakultät und ihre Profes-
soren im weiteren Verlauf des Dritten Reiches 
liegen bisher keine zusammenhängenden Stu-
dien vor. Engisch hat in dem erwähnten Auf-
satz über alle in der Zeit zwischen 1933 und 
1945 Lehrenden kurze Porträts geliefert, geht 
aber auf die politischen Verhältnisse nicht ein.27 
Einzelstudien wurden zu Hans Gmelin, Karl 
Fröhlich und Otto Eger verfaßt.28 Besonders 
dessen Bild schwankt in der Geschichte. Insge-
samt litt die Fakultät in dieser Zeit wie die Uni-
versität insgesamt an Auszehrung.29
2.5		Erwin	Stein
Deutschland hatte 1945 seine totale Niederla-
ge erlitten. Die Grundlagen seiner Wirtschaft, 
die Infrastruktur waren zerstört, die Städte wa-
ren verwüstet, die geistigen, moralischen und 
Abb. 7: Abraham Bar Menachem (bei der ersten Verleihung des Wolfgang-Mit-
termaier-Preises 1996)
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KPD einerseits und CDU und LDP andererseits 
heftig umstritten, insbesondere in Bezug auf 
die Sozialverfassung und die Religionsverfas-
sung. Zusammen mit anderen Abgeordneten 
hatte Stein einen eigenen Entwurf vorgelegt, 
der als ein Gegenentwurf zum Entwurf des 
Verfassungsausschusses, der sehr stark von 
SPD und KPD geprägt war, gedacht war. Steins 
Entwurf begnügte sich weitgehend mit einer 
Art Organisationsstatut oder Staatsgrundge-
setz und verzichtete auf die besonders umstrit-
tenen sozialen Grundrechte und die Religions-
verfassung. Das aber lehnte die SPD ab. Es kam 
danach zu Verhandlungen zwischen SPD und 
CDU, die zu einem Kompromiss und damit zur 
Hessischen Verfassung vom 1. Dezember 1946 
führten.
Zu diesem Verfassungskompromiss gehörte 
auch ein Schulkompromiss. Zu seiner Umset-
zung legte Stein im Oktober 1947 als erstes 
deutsches Land einen Gesetzentwurf zur 
Schulgeld- und Lernmittelfreiheit vor. Sie sollte 
Offenbar haben die NS-
Zeit und seine persön-
lichen Erfahrungen Stein 
gezeigt, dass öffentliches, 
auch politisches Engage-
ment notwendig ist. 1946 
wurde er Mitglied der 
„Verfassungberatenden 
Groß-Hessischen Landes-
versammlung“ und ihres 
Verfassungsausschusses 
für die CDU, dann auch 
Abgeordneter des ersten 
hessischen Landtages 
(1946 bis 1951). Von 1946 
bis 1951 war er erster hes-
sischer Kultusminister und 
ab 1949 zugleich Justizmi-
nister. 1951 zum Richter 
am Bundesgerichtshof be-
rufen, wurde er als solcher 
noch in demselben Jahr 
zum Richter des Bundes-
verfassungsgerichts auf 
Lebenszeit gewählt. Er ge-
hörte dem Gericht bis zur 
Erreichung der Altersgren-
ze 1971 an. Nebenher verfolgte er eine akade-
mische Tätigkeit an der von ihm mit gegründe-
ten Hochschule für Internationale Pädago-
gische Forschung, heute Deutsches Institut für 
Internationale Pädagogische Forschung in 
Frankfurt, als Honorarprofessor der Johann-
Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt am 
Main ab 1963, und als Lehrbeauftragter und 
Honorarprofessor unserer Universität im Fach-
bereich Rechtswissenschaft ab 1975. In einem 
Vortrag 1982 vor der ebenfalls von ihm mit ins 
Leben gerufenen Humboldtgesellschaft mit 
dem bezeichnenden Titel „Menschlichkeit, To-
leranz und Erziehung“ sagte er „… es reicht 
nicht aus, die Welt zu interpretieren. Es kommt 
darauf an, sie zu verändern“. Das war gewis-
sermaßen – rückblickend – die Devise seines 
Handelns in diesen Ämtern, aber nicht ir-
gendeine Veränderung, sondern im Sinne von 
Menschlichkeit und Toleranz.
Die Ausarbeitung der Hessischen Verfassung 
war in zentralen Punkten zwischen SPD und 
Abb. 8: Erwin Stein in seiner Zeit als Kultusminister (1947–1950)
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Als Kultusminister war Erwin Stein auch für die 
Neugestaltung des Hochschulwesens verant-
wortlich. Er verfolgte das Ziel, einen Beitrag zur 
„demokratischen Erneuerung unseres Volkes“ 
zu gestalten.32 Es sollten hier ebenfalls die „gei-
stigen Fähigkeiten und die Charaktereigen-
schaften, nicht aber die soziale Herkunft den 
Bildungsweg unserer Jugend“ bestimmen. Die 
Hochschulen sollten „zum wirklichen Besitz des 
gesamten Volkes“ werden. Er wollte „die Volks-
universität“. Das hatte auch Konsequenzen für 
die Organisation der Hochschulen. Konkreter 
wurden diese Ansätze zunächst für die Hoch-
schule in Gießen. Zwar hatte die Ludoviciana 
schon vor dem Krieg einen erheblichen Bedeu-
tungsverlust hinnehmen müssen, der zu Schlie-
ßungsplänen führte.33 Mit den Bombenangrif-
fen vom 6. und 11. Dezember 1944 wurde mit 
der Stadt auch die Universitätsinfrastruktur zer-
stört. Von 1945 bis 1946 war das weitere 
Schicksal der Universität ungewiss, Moraw 
nennt es eine „gespenstische Situation“. Im 
Frühjahr 1946 stand dann die Entscheidung 
fest. Die Universität wird anders als die Hoch-
schulen in Marburg, Darmstadt und Frankfurt 
nicht wieder eröffnet. Denn nicht nur Stein war 
der Auffassung, dass sich das neugebildete 
Land Hessen den Wiederaufbau der Ludovicia-
na als Volluniversität nicht leisten könne. Aber 
er suchte nach einem tragfähigen Ausweg, um 
den Hochschulstandort Gießen zu erhalten. Er 
fand dafür nicht nur die Unterstützung des 
hessischen Kabinetts und des gesamten Land-
tages einschließlich der Opposition aus KPD 
und LDP, sondern vor allem auch der in allem 
maßgebenden Amerikaner und natürlich der 
Stadt Gießen. In Gießen selbst hatte sich schon 
im Mai 1946 eine neue „Hochschule für Bo-
denkultur und Veterinärmedizin“ gebildet. Die-
sen beiden Fakultäten waren fünf naturwissen-
schaftliche Institute zugeordnet, die aber keine 
selbständige Ausbildungsfunktion hatten und 
daher keine eigenen akademischen Grade ver-
leihen konnten. Dies betraf auch die Kliniken. 
Stein bemühte sich, aus diesen Trümmern der 
alten Universität eine neue Hochschule mit ei-
genem Proﬁl und eigener speziﬁscher Ausrich-
tung in der hessischen, wenn nicht deutschen 
Universitätslandschaft zu formen. Nach Steins 
nicht nur in den Volksschulen, sondern auch in 
den Höheren Schulen, Berufsschulen und Be-
rufsfachschulen greifen, wobei auch Erzie-
hungsbeihilfen für begabte Kinder vorgesehen 
wurden, um ihnen den Zugang zu höherer Bil-
dung zu verschaffen. Außerdem wurde der Be-
such der Hochschulen für Landeskinder ge-
bührenfrei. Stein bezeichnete dieses Gesetz in 
seiner Rede zur Einbringung des Gesetzes im 
Landtag am 23. Oktober 1947 als „den be-
deutsamsten Fortschritt auf dem Gebiet der 
Schulreform“.31 Stein verband damit große 
grundlegende gesellschaftliche Erwartungen 
und Ziele: „Innerhalb des Erziehungswesens 
werden durch dieses Gesetz alle Vorrechte der 
Geburt, des Standes und des Besitzes beseitigt 
werden. Allen Kindern wird in einem freien 
Wettbewerb der Kräfte die gleiche Chance ge-
geben. So wird eine wahrhaft demokratische 
Volksordnung vorbereitet, in der es keinen Ka-
stengeist und keine Klassengegensätze mehr 
geben wird.“ Leider ist, wie wir wissen und 
täglich erfahren, dieses Ziel immer noch nicht 
erreicht. Denn es bedurfte und bedarf auch 
anderer Reformen und weiterreichender 
Schritte, um zu erreichen, was Stein anstrebte, 
dass „allen die Wege offenstehen sollen und 
jeder auf den Weg gebracht werden kann, der 
ihn oder sie nach Art und Grad seiner Lei-
stungsfähigkeit zu seiner höchstmöglichen 
Vollendung und bestmöglichen Leistung in der 
Gesellschaft führt“. Wir ringen noch heute um 
den besten Weg dorthin. Stein ging auch auf 
die ﬁnanziellen Belastungen ein, die dieses Ge-
setz mit sich brachte. Wir dürfen nicht verges-
sen, dass Hessen damals wie ganz Deutsch-
land in jeder Hinsicht völlig am Boden lag. Die 
Aufgaben des Wiederaufbaus waren unüber-
sehbar. Finanzmittel standen kaum zur Verfü-
gung, da die Wirtschaft darnieder lag. Man 
rechnete mit Jahrzehnten. Den späteren 
schnellen Aufschwung des „Wirtschaftswun-
ders“ stellte sich niemand auch nur in den 
kühnsten Träumen vor. Vielleicht sollten wir 
uns immer wieder einmal zurück besinnen, un-
ter welchen Verhältnissen die Anfänge stan-
den und was trotzdem gewagt wurde, und da-
raus Schlüsse für unsere Einstellungen zu un-
seren Problemen ziehen.
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Den weiteren Gang der Entwicklung der Ju-
stus-Liebig-Hochschule zur Volluniversität 
durch das Gesetz von 1957 verfolgte Stein von 
außen, aber wohl mit verschwiegenem Ein-
ﬂuss. 1957 wurde er ihr Ehrensenator. Die Wie-
deraufnahme rechtswissenschaftlicher Lehre 
und Forschung in Gießen ab 1964/65 erfüllte 
ihn, wie ich aus persönlichen Gesprächen weiß, 
mit Genugtuung. Ab 1975 übernahm er Lehr-
aufgaben auf verschiedenen Gebieten des öf-
fentlichen Rechts. Auch hier war er innovativ. 
Er war schon Anfang der siebziger Jahre einer 
der ersten Protagonisten des Umweltrechts, 
das sich damals als eigenes, aber keineswegs 
unumstrittenes Rechtsgebiet zu entwickeln be-
gann. Heute bildet dieses inzwischen weit ent-
faltete Rechtsgebiet einen Schwerpunkt in un-
serem Fachbereich in Forschung und Lehre.
2.6		Helmut	Ridder
Die Erneuerung der Rechtswissenschaften in 
Gießen erfolgte zunächst in der rechtswissen-
schaftlichen Abteilung der 1965 neu gegrün-
deten „Rechts- und Staatswissenschaftlichen 
Fakultät“, die 1971 in zwei Fachbereiche 
Rechtswissenschaft und Wirtschaftswissen-
schaften aufgegliedert wurde. Das Jahr 1965 
ist nicht ohne allgemeine Bedeutung. Es begin-
nt, nicht zuletzt nach dem Rücktritt Konrad 
Adenauers, die gesellschaftlich und politisch 
vielleicht bewegteste Zeit der „alten Bundesre-
publik“, in der sich diese unter dem Druck re-
formatorischer bis revolutionärer gesellschaft-
licher, vor allem studentischer Bewegungen 
neuen Entwicklungen öffnete, sich von vielen 
„Selbstverständlichkeiten“ ihrer Gründungs-
phase löste und Prozesse eingeleitet wurden, 
die die Gesellschaft, den Staat, die Instituti-
onen einschließlich der Universitäten, die inter-
nationalen Beziehungen der Bundesrepublik 
insbesondere nach Osteuropa auf die Dauer er-
heblich verändern sollten. In diese Entwick-
lungen war der letzte Gießener Jurist, über den 
ich heute Abend berichten will, mitbewegend 
involviert, Helmut Ridder.35 Er gehörte zur er-
sten Professoren-Generation der neuen rechts-
wissenschaftlichen Abteilung. Da der umfang-
reiche Nachlass noch nicht aufgearbeitet ist, 
Konzeption sollte sich die Gießener Hochschule 
vor allem den Ernährungswissenschaften wid-
men, die in der damaligen Situation in Deutsch-
land von besonderer Bedeutung waren. Daher 
sollte die weiterentwickelte Hochschule eine 
agrarwissenschaftliche, eine veterinärwissen-
schaftliche, und eine auf diese Fächer ausge-
richtete naturwissenschaftliche Fakultät umfas-
sen. Hinzu trat eine medizinische Fakultät, die 
aber auf die klinische Forschung und Ausbil-
dung beschränkt blieb. Eine solche Akademie 
war bereits früher in Anträgen der CDU und 
der KPD gefordert worden. Organisatorisch 
wollte Stein die neue Hochschule einerseits in 
den Verwaltungsangelegenheiten stärker an 
den Staat binden, andererseits neue Elemente 
der studentischen und gesellschaftlichen Mit-
wirkung durch einen Hochschulbeirat ein-
fügen. Dieses Konzept war nicht unumstritten. 
Die Naturwissenschaftler in Gießen wollten 
mehr, eine breite und volle naturwissenschaft-
liche Ausrichtung. Die anderen Universitäten 
fürchteten um ihre akademische Selbstverwal-
tung. So war der Weg mühsam und langwierig. 
Stein aber war zäh. Kurz vor Ende der ersten 
Legislaturperiode gelang es im Jahr 1950 mit 
dem Gesetz zur Gründung der Justus-Liebig-
Hochschule ein einheitliches gesetzliches Fun-
dament zu schaffen.34 Eine zunächst vorgese-
hene forstwissenschaftliche Fakultät, die die al-
te Gießener Tradition fortgesetzt hätte, entﬁel. 
Die neue Hochschule erhielt jedoch als fünfte 
Fakultät eine „Allgemeine Abteilung“, die die 
Studierenden über die Fachausbildung hinaus 
in ihrer „sittlichen und sozialen Lebensauffas-
sung“ festigen sollte, ein damals selbstver-
ständliches, heute für viele ein eher altbacke-
nes, aber meines Erachtens nach wie vor höchst 
notwendiges Element universitärer Bildung, die 
immer mehr zur bloßen auf Efﬁzienz und Kom-
petenz ausgerichteten Ausbildung degeneriert. 
Zwar war diese neue Hochschule keine Volluni-
versität mehr, keine universitas litterarum, wie 
Erwin Stein in seiner Begründung bei der Ersten 
Lesung des Gesetzentwurfes darlegte, weshalb 
sie nicht den Namen einer „Universität“ erhielt. 
Aber sie hatte universitären Status mit all den 
dazugehörigen Rechten auch zur Promotion 
und Habilitation.
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bestehenden „Deutsch-
land als Ganzes“, für die 
volle Anerkennung und 
den Ausgleich mit der 
DDR auf Augenhöhe, und 
ganz zentral für ein trag-
bares Verhältnis mit Po-
len. Gerade dazu füllen 
die Unterlagen im Univer-
sitätsarchiv zahlreiche 
Kartons.
Ridders Wirken für die 
Normalisierung und Ver-
besserung der Bezie-
hungen zwischen der 
Bundesrepublik und der 
Volksrepublik Polen voll-
zog sich vor allem in der 
Deutsch-Polnischen Ge-
sellschaft der Bundesre-
publik Deutschland e.V., deren Vorsitzender er 
ab 1977 war. Die Gesellschaft bestand seit 
1950. Auftrieb erhielt sie durch den deutsch-
polnischen Vertrag von 1970, der zwar kein 
Friedensvertrag war und die Streitfragen nicht 
endgültig regelte, der aber doch die Bezie-
hungen zwischen beiden Staaten auf eine ge-
genseitig anerkannte Grundlage stellte, die 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen er-
möglichte und damit auch den wissenschaft-
lichen und persönlichen Austausch wesentlich 
verbesserte. Ridder folgte nicht den damals 
üblichen und ofﬁziellen politischen Wegen 
der Bundesregierungen von Willy Brandt über 
Helmut Schmidt zu Helmut Kohl, sondern war 
der Auffassung, dass nur radikale politische 
Änderungen der deutschen Polenpolitik eine 
tragfähige Basis für eine Normalisierung des 
Verhältnisses schaffen könnten. Er verlangte 
u.a. die endgültige und eindeutige Anerken-
nung der Oder-Neiße-Linie als polnische West-
grenze und damit die Aufgabe aller Ansprü-
che auf die so genannten ehemaligen deut-
schen Ostgebiete, die Aufgabe der deutschen 
Staatsangehörigkeit für die in Polen verbliebe-
nen Deutschen, die inzwischen die polnische 
Staatsangehörigkeit erhalten hatten, die An-
erkennung der DDR als zweiten deutschen 
Staat u.a. mehr. Er kritisierte in seinen öffent-
auch von mir für diesen Vortrag nicht aufgear-
beitet werden konnte, beschränke ich mich auf 
skizzenhafte Hinweise.
Da, wie erwähnt, Anne-Eva Brauneck, die ein-
zige Frau dieser Gründergeneration und erste 
Professorin unseres Fachs in Gießen über-
haupt, bereits von Frau Felschow vorgestellt 
wurde, beschränkte sich meine Auswahl auf 
die Gründungsväter, Spiros Simitis, Thilo 
Ramm, Walter Mallmann und eben Helmut 
Ridder. Dieser wurde 1919 in Bocholt geboren. 
Er promovierte 1947 in Münster und habili-
tierte sich dort 1950 im öffentlichen Recht ein-
schließlich Völkerrecht. Er hatte Professuren in 
Frankfurt und Bonn inne, bevor er 1965 von 
dort den Ruf nach Gießen annahm.
Ridder war innerhalb der Universität an der Er-
arbeitung des Gießener Modells des rechtswis-
senschaftlichen Studiums beteiligt.36 Darüber 
hinaus hat er sich auf seine Weise vielfach in 
Gesellschaft und Staat nachdrücklich und in 
gewisser Weise „rücksichtslos“ gegenüber sei-
nem „Ruf“ in der in ihrer Mehrheit eher libe-
ralen bis konservativen, aber bestimmt nicht 
linken Zunft der Staatsrechtslehrer, ja der Pro-
fessorenschaft überhaupt engagiert. Er focht 
gegen die Notstandsgesetzgebung der sech-
ziger Jahre, gegen die nach seiner Auffassung 
reine Fiktion eines nach 1945 oder 1949 fort-
Abb. 9: Helmut Ridder (1919–2007)
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3.	 Schluss
Ich habe versucht, Ihnen, wenn auch ober-
ﬂächlich, zu zeigen, wie sechs Gießener Ju-
risten auf verschiedene Weise grundlegende 
Entwicklungen in der Universität Gießen, in 
Hessen und darüber hinaus kräftig beeinﬂusst, 
also Geschichte geschrieben haben. Beides 
hing und hängt eng zusammen. Die Universität 
ist kein elfenbeinerner Turm der weltfremden 
Wissenschaft. Sie und ihre Professoren, Mitar-
beiter und Studierenden sind Teil der jeweiligen 
Gesellschaft von Anfang an. Dabei hat sich un-
sere Universität mit der Gesellschaft in diesen 
vierhundert Jahren immer wieder grundlegend 
verändert. Sie begann als konfessionsgebun-
dene lutherische Universität. Die Erweiterung 
der alten Landgrafschaft Hessen-Darmstadt um 
katholische Gebiete des alten Erzbistums Mainz 
und der Aufstieg zum Großherzogtum haben 
zu Beginn des 19. Jahrhunderts ein multikon-
fessionelles Staatswesen herbeigeführt. Das 
wirkte sich auch auf die Universität aus. So 
wurden katholische Professoren wie Linde und 
Birnbaum berufen. Es wurde die bereits er-
wähnte katholisch-theologische Fakultät ne-
ben der traditionellen evangelisch-theolo-
gischen Fakultät begründet. Zwar ging sie nach 
zwanzig Jahren wieder ein, aber heute hat die 
Universität wiederum zwei Institute für katho-
lische und evangelische – gesamtevangelische 
– Theologie und als eine von vier deutschen 
Universitäten seit kurzem gemeinsam mit 
Frankfurt auch ein Islamisches Studium einge-
richtet. Leider fehlt – noch – ein Jüdisches Stu-
dium.37 Heute ist Hessen ein säkularer, liberaler 
und demokratischer Staat und mit ihr unsere 
Universität eine säkulare, liberale, weltoffene 
und durch viele Partnerschaften mit der Welt 
verbundene Universität, an der anders als bis 
weit ins zwanzigste Jahrhundert Männer und 
Frauen und zudem viele Menschen aus ande-
ren, weit entfernten Ländern studieren und 
wissenschaftlich arbeiten. Die damit gegebene 
inhaltliche und multikulturelle Offenheit be-
stimmt ihr geistiges und wissenschaftliches 
Proﬁl wesentlich, auch in der Rechtswissen-
schaft, die viele internationale Verbindungen 
und Programme unterhält. Alle Juristen, die ich 
lichen Reden die deutsche Regierungspolitik 
gegenüber Polen immer wieder heftig wegen 
ihrer Zögerlichkeit zu wirklichen Verbesse-
rungen. Da Polen damals ein kommunistischer 
Staat war, blieb es nicht aus, dass ihm pro-
kommunistische, wenn nicht gar kommuni-
stische Neigungen vorgeworfen wurden. Da-
mit aber hatte er nach meinem Eindruck nichts 
im Sinn. Polen stand zwar damals unter kom-
munistischer Herrschaft. Aber die polnischen 
Vorbehalte, ja Ablehnungen gegenüber 
Deutschland sowie die Forderungen an die Po-
litik der Bundesregierungen waren allgemein 
verbreitet und wurden auch von der dama-
ligen polnischen Opposition geteilt und nach-
drücklich vertreten. Ridder war bereit, den ge-
forderten hohen, radikalen Preis für die end-
gültige Normalisierung und vielleicht sogar 
Aussöhnung zu zahlen, weil er aus der Ge-
schichte wusste, dass das seit zweihundert 
Jahren gerade durch die preußische und spä-
ter deutsche Politik gegenüber Polen vergifte-
te und zerstörte deutsch-polnische Verhältnis 
in der Wurzel saniert werden musste, nichts 
anderes heißt ja radikal, von unten her, aus 
der Tiefe, wenn die Versöhnung gelingen 
sollte. Aber er ging auch die ganz konkreten 
Wege, um Verständnis füreinander herzustel-
len, insbesondere den wissenschaftlichen und 
persönlichen Austausch, zu dem u.a. deutsch-
polnische Juristenkolloquien, Seminare etc. 
gehörten und auch die Begründung der Part-
nerschaft unserer Universität mit der Universi-
tät Lodz, die ihn für seine Verdienste mit der 
Würde eines Ehrendoktors auszeichnete. „Rid-
der stand“, ich zitiere aus meiner Würdigung 
im Uni-Forum nach seinem Tode, „als ,poli-
tischer Professor‘ in der Tradition der Göttin-
ger Sieben und der Professoren des Paulskir-
chenparlaments und setzte seine wissen-
schaftliche Kompetenz für die Sicherung und 
Fortentwicklung der demokratischen, freiheit-
lichen Republik und deren friedensorientierter 
Politik ein. (…) Bahnbrechend war sein sehr 
frühes Engagement für eine Versöhnung mit 
Polen als praktische Friedensarbeit.“ Er war in 
seinem wissenschaftlichen Tun zweifellos 
auch von einem sehr starken moralischen En-
gagement getragen.
077-094_Steiger.indd   91 25.04.13   13:00
92
Das Porträt des Antonius entstand laut Inschrift 1631, 
also nach seinem Tode.
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 9  Alfred Söllner, Ludwig Julius Friedrich Höpfner – ein 
Mitglied der Gießener Juristenfakultät im 18. Jahrhun-
dert, in: Otto Triffterer, Friedrich v. Zezschwitz (Hrsg.) 
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S. 281–292.
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im deutschen Naturrecht des 19. Jahrhunderts, Pader-
born 1976, erwähnt ihn mehrfach.
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I.28, S. 158ff, DTV Nachdruck 1987, Bd. 32. Er bringt 
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Stuttgart Weimar, 2000, Sp. 1003–1009.
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Kursachsen – Friedrich Carl von Moser für Hessen-
Darmstadt, in: Heiner Lück, Bernd Schildt (Hg.) Recht 
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schichte für Rolf Lieberwirth anläßlich seines 80. Ge-
burtstages, Köln Weimar Wien 2000, S. 469–492, S. 
489ff.
14  Albert Teichmann, Grolmann, Carl Ludwig von, in: All-
gemeine Deutsche Biographie (ADB), Bd. 9, Leipzig 
1879, S. 713f.
15  Karl Wippermann, Jaup, Heinrich Karl, in: Allgemeine 
deutsche Biographie (ADB), Bd. 13, Leipzig 1881, S. 
733–736.
16  Johann Friedrich von Schulte, Linde, Justinus Freiherr 
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Ihnen heute vorgestellt oder auch nur genannt 
habe, hatten eine feste Verankerung in den 
geistigen Grundlagen über die Fachkenntnisse 
hinaus, die sie erst zu ihren weitreichenden Tä-
tigkeiten befähigte. Um das auch für künftige 
Juristen aus Gießen zu gewährleisten, bedarf 
es der Einbettung ihres Studiums in eine Uni-
versität, die universitas litterarum, mit den an-
deren Geisteswissenschaften, den Sozialwis-
senschaften und den Naturwissenschaften. Sie 
bedarf aber auch wie zu Birnbaums und Steins 
Zeiten der nachhaltigen ﬁnanziellen Landesmit-
tel, die nicht in andere zweifelhafte und pre-
käre Experimente der Juristenausbildung ver-
geudet werden dürfen.
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